
 
 

 
 

E-Evidence-Regelungsentwurf bereitet Sorge 
 

Die EU-Kommission hat eine Sammlung von Vorschlägen zum Zugriff von Strafverfolgungsbehörden auf 
digitale Daten in anderen Staaten in Gestalt eines Richtlinienentwurfs und eines Verordnungsentwurfs 
vorgelegt (E-Evidence-Verordnung). Bislang fand der Verordnungsentwurf im Europaparlament auch 
aufgrund datenschutzrechtlicher Bedenken noch keine Mehrheit.  

VPP und BDP teilen diese Bedenken und auch die Deutsche Datenschutzkonferenz kritisiert deutlich die 
vorgelegte Entwurfsversion. Letztere betont insbesondere die Abkehr vom Grundsatz der doppelten bzw. 
beiderseitigen Strafbarkeit als sehr kritisch: 

„Erstmals im Bereich der internationalen Zusammenarbeit in Strafsachen soll die Herausgabe von Daten 
nicht mehr davon abhängig sein, ob die verfolgte Tat dort, wo die Daten ersucht werden, überhaupt strafbar 
ist. Im Ergebnis könnten Unternehmen mit Sitz in Deutschland also zur Herausgabe von Daten an 
Ermittlungsbehörden in anderen EU-Mitgliedstaaten verpflichtet werden, obwohl die verfolgte Tat in 
Deutschland überhaupt keine Straftat ist. Das könnte zum Beispiel ein in Deutschland erlaubter 
Schwangerschaftsabbruch sein oder eine politische Meinungsäußerung, wenn diese im ersuchenden Staat 
strafbewehrt ist.“ 

Gesundheitsdaten, und damit auch die zukünftigen ePA-Daten der elektronischen Patientenakt ePA, sind in 
dem Entwurf nicht gesondert aufgegriffen, aber auch nicht ausgeschlossen. Auch auf diese Daten hin könnte 
daher der Entwurf grundsätzlich Anwendung finden. 

VPP und BDP fordern, Gesundheitsdaten, insbesondere die zukünftigen cloudgespeicherten ePA-Daten 
gesetzlich Versicherter, besonders zu schützen. ePA-Daten dürfen auf keinen Fall im Rahmen einer 
allgemeinen Herausgaberegelung inkludiert werden.  
 
BDP, VPP und viele weitere Organisationen unterstützen daher eine Petition gegen den Entwurf: 
 

Link zur Petition: 
https://chng.it/ThbKFqRP  
 
 
23.09.2021  
Susanne Berwanger, VPP Vorstand, Fredi Lang, BDP Bundesgeschäftsstelle  
mit Unterstützung Jan Frederichs, Justziar BDP 
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